
 

 

Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

Kleine Anfrage 

des MdL Jens Hentschel-Thöricht 
 

Prüfung milderer Mittel und Wahrung des Kindeswohls bei der 
zwangsweisen Unterbringung eines 14-Jährigen 
 
Nach der Antwort der Staatsregierung auf die Kleine Anfrage Drs. 8/7280 wurde ein 14-
Jähriger vom 29. April bis zum 9. Mai 2021 zwangsweise in der Landeseinrichtung am 
Hammerweg 26 in Dresden untergebracht. 
Bei einer freiheitsentziehenden Maßnahme gegenüber einem Minderjährigen sind 
insbesondere dessen Alter, familiäre Bindungen, schulische Belange und besondere 
Schutzbedürftigkeit zu berücksichtigen. Zu klären ist daher, ob die Maßnahme 
verhältnismäßig war und wie das Kindeswohl vor, während und nach der Unterbringung 
berücksichtigt wurde. 
 
 
Fragen an die Staatsregierung: 
 

1. Aus welchen Gründen wurde welches mildere Mittel zur Durchsetzung der 
Absonderung vor der Unterbringung jeweils verworfen? 

2. Welche konkrete Prüfung möglicher Gefährdungen oder Beeinträchtigungen des 
Kindeswohls erfolgte vor und während der Unterbringung? 

3. In welcher Weise wurden die Personensorgeberechtigten und das zuständige 
Jugendamt in die Entscheidung über die Unterbringung einbezogen? 

4. Durch welche konkreten Maßnahmen wurden das Kindeswohl, die familiären 
Kontakte und die schulische Betreuung während der Unterbringung gewährleistet? 

5. Welche gesundheitlichen, psychischen, sozialen oder schulischen 
Beeinträchtigungen des Minderjährigen wurden während oder infolge der 
Unterbringung dokumentiert? 

 
 
 


